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Ausführungen von Carlo Schmid (SPD) zu den Grundrechten 1946 

Vor der Verabschiedung des Grundgesetzes hatte 1946 der Staatsrechtler Carlo Schmid (SPD) 
zugunsten der Grundrechte argumentiert. Er bezog sich dabei ausdrücklich auf den Schweizer 
Pädagogen und Sozialreformer Johann Heinrich Pestalozzi, 1746-1827, der die Anerkennung 
der Menschenwürde durch Überwindung der Standesunterschiede und durch Bildung für alle 
forderte. Pestalozzi beobachtete die Zerstörung der traditionellen Familienstrukturen durch 
die Industrialisierung und setzte sich für die Beendigung der Ausbeutung der 
Heranwachsenden für wirtschaftliche Zwecke ein, um ihnen den notwendigen Freiraum zur 
selbständigen Entfaltung ihrer individuellen Eigenarten und Begabungen zu eröffnen. Hier 
zeigt sich ein inhaltlicher Bezug zu Art. 2 des Grundgesetzes. 
 
In den Verhandlungen der Beratenden Landesversammlung für Württemberg-Hohenzollern 
erklärte Carlo Schmid: 

„Nun das erste, was nach meiner festen Überzeugung das Leben und das Bewusstsein des deutschen 
Menschen von heute bestimmt, wenn er an den Staat denkt, ist, dass es keine Verstaatlichung des 
Menschen mehr geben darf, sondern dass die Vermenschlichung des Staates unsere Aufgabe ist. 
Dieses Wort Pestalozzis möchte ich darum an den Anfang dieser Ausführungen stellen. Die Würde 
und die Freiheit sind die beiden Räume, in denen der Mensch sich allein als Mensch entfalten kann. 
Der Staat hat dem Rechnung zu tragen. Es ist einer von den verhängnisvollsten Irrtümern gewesen von 
den vielen, die das 19. Jahrhundert in unser Bewusstsein von uns selbst hineingebracht hat, dass alles, 
was der Mensch hat, durch ihn vom Staate bezogen worden sei. ... Demgegenüber müssen wir 
zurückkehren zur alten und grundständigen Auffassung, dass der Mensch vor dem Staate da ist, dass 
Würde und Freiheit und was sich daraus im Einzelnen ergibt, Attribute sind, die dem Menschen selbst 
durch sein Menschsein anhaften und dass er nicht den Staat nötig hat, um das etwa verliehen zu 
bekommen. ...Der Mensch ist nicht um des Staates willen da, sondern der Staat ist dazu da, dem 
Menschen zu dienen und nicht ihn um seiner selbst willen zu beherrschen. Der Staat ist, wenn man 
diese Dinge ohne jede Mystik und ohne jedes Bedürfnis, sich in Wolken auszutoben, betrachtet, nichts 
anderes als eine Anstalt, die der Mensch sich schafft zu seinem und des Menschen Nutzen. Er ist nicht, 
wie es uns der große Landsmann Hegel gesagt hat, der eigentliche und einzige Träger der Geschichte 
und des Sinns ihrer Entwicklung, sondern der Träger der Geschichte ist der Mensch und der Sinn der 
Geschichte ist die Bestimmung des Menschen. Der Staat ist der Raum, in dem der Mensch sich 
entfalten kann und sich entfalten soll zu dem, was er vom Wesen her zu sein hat, und ich glaube, wir 
müssen, wenn wir verhindern wollen, dass wieder eine Seuche über uns kommt wie die letzte, in erster 
Linie aus dieser Verfassung alles herausnehmen, was dazu führen könnte, den Menschen als bloßes 
Mittel für staatliche Zwecke zu betrachten.“ (2. Sitzung vom 2.12.1946, S. 7) 

Im Parlamentarischer Rat. Plenum. Sitzung vom 8.9.1948 bereitete Carlo Schmid die 
Formulierung von Artikel 1 des Grundgesetzes vom 23.5.1949 mit den folgenden Worten vor: 

„In den modernen Verfassungen finden wir überall Kataloge von Grundrechten, in denen das Recht 
der Personen, der Individuen, gegen die Ansprüche der Staatsraison geschützt wird. Der Staat soll 
nicht alles tun können, was ihm gerade bequem ist, wenn er nur einen willfährigen Gesetzgeber findet, 
sondern der Mensch soll Rechte haben, über die auch der Staat nicht soll verfügen können. Die 
Grundrechte müssen das Grundgesetz regieren. ... Diese Grundrechte sollen nicht bloß Deklamationen, 
Deklarationen oder Direktiven sein ..., sondern unmittelbar geltendes Bundesrecht, auf Grund dessen 
jeder einzelne Deutsche, jeder einzelne Bewohner unseres Landes vor den Gerichten soll Klage 
erheben können.“ 1 

 
1 Parlamentarischer Rat. Plenum. Sitzung vom 8. 9. 1948, S. 13. 
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Diese beiden Zitate zeigen eine deutliche inhaltliche Übereinstimmung mit dem gedanklichen 
Kern der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776, die maßgeblich von Thomas 
Jefferson mit Bezug auf die Epoche der europäischen Aufklärungszeit formuliert worden war: 
	
„Wir halten die nachfolgenden Wahrheiten für klar an sich und keines Beweises bedürfend, nämlich: dass alle 
Menschen gleich geboren; dass sie von ihrem Schöpfer mit gewissen unveräußerlichen Rechten begabt sind; 
dass zu diesem Leben, Freiheit und das Streben nach Glückseligkeit gehöre; dass, um diese Rechte zu sichern, 
Regierungen eingesetzt sein müssen, deren volle Gewalten von der Zustimmung der Regierten herkommen; dass 
zu jeder Zeit, wenn irgend eine Regierungsform zerstörend auf diese Endzwecke einwirkt, das Volk das Recht 
hat, jene zu ändern oder abzuschaffen, eine neue Regierung einzusetzen, und diese auf solche Grundsätze zu 
gründen, und deren Gewalten in solcher Form zu ordnen, wie es ihm zu seiner Sicherheit und seinem Glück am 
zweckmäßigsten erscheint. - Klugheit zwar gebiete, schon lange bestehende Regierungen nicht um leichter und 
vorübergehender Ursachen willen zu ändern, und dieser gemäß hat alle Erfahrung gezeigt, dass die Menschheit 
geneigter ist, zu leiden, so lange Leiden zu ertragen sind, als sich selbst Rechte zu verschaffen, durch 
Vernichtung der Formen, an welche sie sich einmal gewöhnt. Wenn aber eine lange Reihe von Missbräuchen 
und rechtswidrigen Ereignissen, welche unabänderlich den nämlichen Gegenstand verfolgen, die Absicht 
beweis, ein Volk dem absoluten Despotismus zu unterwerfen, so hat dieses das Recht, so ist es dessen Pflicht, 
eine solche Regierung umzustürzen, und neue Schutzwehren für seine künftige Sicherheit anzuordnen. Dieser 
Art war das nachsichtige Dulden dieser Kolonien, und dieser Art ist nun auch die Notwendigkeit, durch welche 
sie gezwungen werden, das frühere System der Regierung zu ändern. Die Geschichte des gegenwärtigen Königs 
von Großbritannien ist eine Geschichte von wiederholten Ungerechtigkeiten und eigenmächtigen Anmaßungen, 
die alle die direkte Absicht haben, eine unumschränkte Tyrannei über diese Staaten zu errichten.“ 2 
 
Die inhaltliche Anlehnung der Begründung der Grundrechte an die amerikanische 
Unabhängigkeitserklärung, damit auch an die US-amerikanische Verfassung sowie an die 
Prinzipien der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen von 1948 
war geeignet sicherzustellen, dass der Verfassungsentwurf des Parlamentarischen Rates die 
Zustimmung der Alliierten erhielt.  
 
 

Bestätigende Ausführungen von Willy Brandt (SPD)  
im Hinblick auf Friedenspolitik 1971 

 
 
Den Kerngedanken von Carlo Schmid:  
 
„der Staat ist dazu da, dem Menschen zu dienen und nicht ihn um seiner selbst willen zu beherrschen“,  
 
bestätigte Willy Brandt in seiner Nobelpreisrede den folgenden Worten:3 
 
„[…] Krieg ist nicht mehr die ultima ratio, sondern die ultima irratio. Auch wenn das noch nicht allgemeine 
Einsicht ist: Ich begreife eine Politik für den Frieden als wahre Realpolitik dieser Epoche. […]  
„Der Organisierung des Friedens stehen starke Kräfte entgegen. Wir haben erfahren, in welche Barbarei der 
Mensch zurückfallen kann. Keine Religion, keine Ideologie, keine glanzvolle Entfaltung der Kultur schließt mit 
Sicherheit aus, dass aus den Tiefenschichten der Menschen Hass hervorbrechen und Völker ins Unheil reißen 
kann. Der Frieden ist so wenig wie die Freiheit ein Urzustand, den wir vorfinden: Wir müssen ihn machen, im 
wahrsten Sinne des Wortes. […]  
Ideologien, ihre Verkünder und Gläubiger, setzen sich immer wieder über ethische Grundformen des 
Zusammenlebens hinweg, weil sie die Menschheit „besser“ machen, die Reinheit der Lehre wahren oder andere 
Lehren überwinden wollen. Zwischen solchen Kräften ist kein dauerhafter Friede zu stiften. Zur Friedenspolitik 

 
2 http://www.verfassungen.net/us/unabhaengigkeit76.htm 
3 Vortrag des Bundeskanzlers Willy Brandt zum Thema „Friedenspolitik in unserer Zeit“ in der Universität Oslo 
am 11. Dezember 1971 anlässlich der Verleihung des Friedensnobelpreises.  
https://www.willy-brandt-biografie.de/wp-content/uploads/2019/09/WB_Rede_Nobelpreis_1971.pdf 
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gehört, sie zur Einsicht zu bringen, dass weder Staaten noch Ideologien Selbstzweck sind, sondern dass sie dem 
einzelnen Menschen und seiner sinnvollen Selbstverwirklichung zu dienen haben. 
 
Der Anspruch auf das Absolute bedroht den Menschen. Wer sich im Besitze der ganzen Wahrheit glaubt, wer 
das Paradies nach seinen Vorstellungen heute und hier haben will, der zerstört nur zu leicht den Boden, auf dem 
eine menschenwürdige Ordnung wachsen kann. Auch in der Tradition der europäischen Demokratie lebt neben 
einem humanitären ein doktrinärer Zug, der zur Tyrannis führt; Befreiung wird dann zur Knechtschaft.“ 

Junge Menschen erwarten oft von mir das ungebrochene Ja, das deutliche Nein. Aber mir ist es unmöglich 
geworden, an eine einzige, an d i e Wahrheit zu glauben. 
Also sage ich meinen jungen Freunden und anderen, die es hören wollen: es gibt mehrere Wahrheiten, nicht nur 
die eine, alles andere ausschließende Wahrheit. Deshalb glaube ich an die Vielfalt und also an den Zweifel. Er ist 
produktiv. Er stellt das Bestehende in Frage. Er kann stark genug sein, versteinertes Unrecht aufzubrechen. Der 
Zweifel hat sich im Widerstand bewiesen. Er ist zäh genug, um Niederlagen zu überdauern und Sieger zu 
ernüchtern.  

Heute wissen wir, wie reich und wie begrenzt zugleich der Mensch in seinen Möglichkeiten ist. Wir kennen ihn 
in seinen Aggressionen und in seiner Brüderlichkeit. 
Wir wissen, dass er imstande ist, seine Erfindungen für sein Wohl, aber auch selbstzerstörerisch gegen sich 
anzuwenden. Nehmen wir Abschied von all den schrecklichen Überforderungen. Ich glaube an tätiges Mitleid 
und also an die Verantwortung der Menschen. Und an die unbedingte Notwendigkeit des Friedens. […]“  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  


